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Die Kunst der Weisheit besteht darin, zu wissen, was man übersehen muss. 
William James; 1842 – 1910, amerikanischer Psychologe und Philosoph 
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1.  Mehr Kindergeld ab 1.7.2019 
 
Durch das Familienentlastungsgesetz will die Bundesregierung Familienleistungen bei der Bemessung 
der Einkommensteuer angemessen berücksichtigen. Um dies zu erreichen, wird das Kindergeld pro 
Kind ab 1.7.2019 um 10 € pro Monat erhöht. Es beträgt dann für das erste und zweite Kind je 204 €, 
für das dritte Kind 210 € und für jedes weitere Kind 235 € im Monat. 
 
Entsprechend steigt der steuerliche Kinderfreibetrag ab 2019 auf 2.490 € und im Veranlagungszeitraum 
2020 auf 2.586 € je Elternteil. Hinzu kommt noch ein sog. Betreuungsfreibetrag in Höhe von 1.320 € je 
Elternteil pro Jahr. Insgesamt ergeben sich daraus Kinderfreibeträge in Höhe von 7.620 € für 2019 und 
7.812 € für 2020. 
 
Beschlossen ist auch die Anhebung des Grundfreibetrags für die Veranlagungszeiträume 2019 von 
9.000 € auf 9.168 € und 2020 dann auf 9.408 €.   
 
 
2.  Jahressteuergesetz 2018 seit 1.1.2019 in Kraft 
 
• Neue Haftungsregeln für Onlinehändler  

 
Die neuen Haftungsregelungen betreffen Betreiber von elektronischen Marktplätzen. Können Inter-
nethändler keine Umsatzsteuerregistrierung nachweisen, müssen sie von Internetplattformen ausge-
schlossen werden. Geschieht dies nicht, haftet der Marktplatzbetreiber für den Umsatzsteuerausfall. 
 
Den Haftungsregeln sind zunächst seit dem 1.1.2019 Aufzeichnungsregelungen vorgeschaltet. Diese 
beziehen sich z. B. auf Name und Adresse der Händler, Steuernummer, Zeitpunkt und Höhe des Umsat-
zes. Ab 1.3.2019 können dann Marktplatzbetreiber in Haftung genommen werden, sollten die Händler 
gegen die Vorgaben verstoßen und nicht vom Marktplatz entfernt werden. Dies betrifft im ersten Schritt 
Händler, die nicht dem EU-Wirtschaftsraum angehören. Für Händler aus dem EU-Wirtschaftsraum, die 
nicht registriert sind, greift die Haftung ab 1.10.2019. 
 
• Gutscheine 

 
Für Gutscheine, die ab dem 1.1.2019 ausgestellt werden, erfolgt bei der Umsatzsteuer eine Unterschei-
dung zwischen Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen.   
 
Ein Einzweck-Gutschein ist ein Gutschein, bei dem der Ort der Lieferung oder der sonstigen Leistung, 
auf die sich der Gutschein bezieht, und die für diese Umsätze geschuldete Steuer zum Zeitpunkt der 
Ausstellung des Gutscheins feststehen. Beim Einzweck-Gutschein gilt die Lieferung oder Leistung zum 
Abgabezeitpunkt des Gutscheins als erbracht. Mithin ist dann auch die Besteuerung vorzunehmen.  
 
Mehrzweck-Gutscheine sind Gutscheine, bei denen im Zeitpunkt der Ausstellung nicht alle Informa-
tionen für die zuverlässige Bestimmung der Umsatzsteuer vorliegen. Beim Mehrzweck-Gutschein ist 
die Besteuerung zum Einlösezeitpunkt des Gutscheins vorzunehmen. 
 
• Dienstwagenbesteuerung von Elektro- und extern aufladbaren Hybrid-Elektrofahrzeugen 

 
Im Bereich der Einkommensteuer wird zur Förderung der Elektromobilität für Elektro- und Hybride-
lektrofahrzeuge bei der Dienstwagenbesteuerung die Bemessungsgrundlage nach der Listenpreismetho-
de halbiert. Die Absenkung betrifft sowohl die 1-%-Regelung (dann 0,5-%-Regelung) als auch die 
Fahrtenbuchmethode. Führt der Steuerpflichtige ein Fahrtenbuch, werden die Aufwendungen, die auf 
die Anschaffung entfallen (z. B. Abschreibungen oder Leasingraten) bei der Ermittlung der Gesamtko-
sten nur zur Hälfte berücksichtigt.  
 



Die Begünstigung ist für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge anzuwenden, die vom 1.1.2019 bis zum 
31.12.2021 angeschafft oder geleast werden, wenn deren Kohlendioxidemission höchstens 50 Gramm 
je gefahrenen Kilometer beträgt oder die Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindestens 40 Kilometer beträgt. Für Fahrzeuge, die davor oder danach angeschafft 
oder geleast werden, gilt der bisherige Nachteilsausgleich (z. B. Abzug der Batteriekosten vom Brutto-
preis) weiter. 
 
• Jobtickets wieder steuerfrei 

 
Zum 1.1.2019 erfolgte die Wiedereinführung der Steuerbegünstigung von Zuschüssen und Sachbezügen 
zu den Aufwendungen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr der Arbeitnehmer 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte durch den Arbeitgeber – sog. Jobtickets. Voraussetzung: 
Sie werden zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt. Somit können Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die 44-€-Grenze für geldwerte Vorteile anderweitig ausschöpfen. 
 
Zudem wird die Steuerbegünstigung auf private Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr erweitert. 
Die Steuerfreiheit für Jobtickets gilt sowohl für Barzuschüsse als auch für Sachleistungen, die Arbeit-
geber gewähren. Die steuerfreien Leistungen werden aber auf die Entfernungspauschale angerechnet. 
 
• Private Nutzung betrieblicher Fahrräder steuerfrei 

 
Die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads oder Elektrofahrrads wird seit dem 1.1.2019 nicht 
mehr besteuert. Diese neue Steuerbefreiung gilt jedoch nicht für solche Elektrofahrräder, die verkehrs-
rechtlich als Kraftfahrzeug einzuordnen sind (wie z. B. Elektrofahrräder, deren Motor auch Geschwin-
digkeiten über 25 km/h unterstützt). Für diese gelten die Regelungen der Dienstwagenbesteuerung - 
also bei Elektrofahrrädern die neue eingeführte 0,5-%-Regelung. 
 
3.  Mindestlohn steigt 2019 und 2020  
 
Am 20.11.2018 wurde die Zweite Mindestlohnanpassungsverordnung im Bundesgesetzblatt verkündet. 
Damit gilt seit dem 1.1.2019 ein bundeseinheitlicher gesetzlicher Mindestlohn von 9,19 € brutto 

und ab dem 1.1.2020 von 9,35 € brutto. Ausnahmen gelten weiterhin z. B. für Auszubildende und 
Firmen mit Branchentarifverträgen. 
 
Aufzeichnungspflichten: Arbeitgeber in bestimmten Branchen sind verpflichtet, Beginn, Ende und 
Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum Ablauf des siebten 
auf den Tag des der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen und die Aufzeichnungen 
mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Das gilt auch für Entleiher, denen ein Verleiher Arbeitnehmer 
zur Arbeitsleistung überlässt. 
 
Minijobber: Bei Verträgen mit Minijobbern sollte überprüft werden, ob durch den Mindestlohn die 
Geringfügigkeitsgrenze von 450 € überschritten wird. Solche Vereinbarungen müssten angepasst wer-
den, ansonsten wird der Mini-Job sozialversicherungspflichtig wird oder es liegt ein Verstoß gegen das 
Mindestlohngesetz vor. 
 
 
 
4.  Ausstellung und Aufbewahrung von elektronischen Rechnungen 

 

Damit eine Rechnung zum Vorsteuer-, bzw. Betriebsausgabenabzug zugelassen wird, muss sie strenge 
Anforderungen erfüllen. Rechnungen können auf Papier oder vorbehaltlich der Zustimmung des Emp-
fängers elektronisch übermittelt werden. Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in einem 
elektronischen Format ausgestellt und empfangen wird. 
 
Das Umsatzsteuergesetz fordert die folgenden Angaben in einer Rechnung: 



 
• Name und (vollständige) Anschrift des Leistenden und des Leistungsempfängers 
• Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-Id-Nr.) 
• Rechnungsdatum 
• Rechnungsnummer 
• eindeutige, leicht prüfbare Beschreibung der Leistung bzw. Lieferung 
• Zeitpunkt der Leistung bzw. Lieferung und der Vereinnahmung des Entgelts 
• Entgelt (aufgeschlüsselt nach Steuersätzen und evt. Steuerbefreiungen) 
• Umsatzsteuersatz oder Hinweis auf eine Steuerbefreiung 
• Hinweis auf die Aufbewahrungspflicht von zwei Jahren bei Bauleistungen für Privatpersonen 
• die Angabe „Gutschrift“ in den Fällen der Ausstellung der Rechnung durch den Leistungsempfänger 
 
Für Rechnungen unter 250 € gelten Erleichterungen; hier kann die Steuer-/USt-Id-Nr, eine Rechnungs-
nummer sowie  der Lieferzeitpunkt entfallen. 
 
Aufbewahrungspflicht: Die Aufbewahrungsfrist beträgt bei einem Unternehmer in der Regel zehn 
Jahre. Besteht eine gesetzliche Pflicht zur Aufbewahrung von Rechnungen, sind elektronische Rech-
nungen zwingend digital während der Dauer der Aufbewahrungsfrist auf einem Datenträger aufzube-
wahren, der keine Änderungen mehr zulässt. Hierzu gehören insbesondere nur einmal beschreibbare 
CDs und DVDs. 
 
Bitte beachten Sie! Die immer kritischer werdenden Prüfungen durch die Finanzverwaltung zwingen 
zur akribischen Befolgung der Vorgaben und Aufbewahrungen. Die Aufbewahrung einer elektroni-

schen Rechnung z. B. „nur“ als Papierausdruck ist nicht zulässig!  

 

Besteht eine Aufbewahrungspflicht bei Leistungen an Privatpersonen z. B. bei Leistungen im Zusam-
menhang mit einem Grundstück, muss der Unternehmer den Leistungsempfänger in der Rechnung auf 
dessen Aufbewahrungspflicht hinweisen. Hierbei ist es ausreichend, wenn in der Rechnung ein allge-
meiner Hinweis enthalten ist, dass eine Privatperson diese Rechnung, einen Zahlungsbeleg oder eine 
andere  beweiskräftige Unterlage zwei Jahre aufzubewahren hat. 
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 % 
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2018: Dezember = 112,5; November = 112,4; Oktober = 112,3;  
September = 112,1; August = 111,7; Juli = 111,6; Juni = 111,3; Mai = 111,2; 
April = 110,7; März = 110,7; Februar = 110,3; Januar = 109,8 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


